
 

 
Der Begriff der justiziellen Tätigkeit ist relevant für 

 die Frage, ob die Datenverarbeitung der Kontrolle der Aufsichtsbehörde unterliegt  

 die Frage, ob Datenverarbeitung gerechtfertigt ist, etwa gibt es keine ausdrückliche Grundlage in 

den Verfahrensordnungen, die i.S.d. DSGVO spezifisch diese Verarbeitung und Übersendung 

zulässt.  

Dieses Thema wird in der Literatur diskutiert (z.B. Wiebe/Eichfeld, NJW 2019, 2734, 2736; 
Ory/Weth NJW 2018, 2829, 2830). Teilweise wird dies sehr eng dahingehend verstanden, dass 
nur die unmittelbare Spruchrichtertätigkeit davon erfasst ist, teilweise wird dies weit verstanden, 
so dass alle Arten von vor- und nachbereitenden Handlungen erfasst sind. 

1. Der Begriff der „justiziellen Tätigkeit“ ist nicht hinreichend bestimmt.  

Folgende Tätigkeit sollten nach der derzeitigen Formulierung bereits erfasst sein: 
a. das Versenden von Schriftsätzen, Protokollen und anderen vorbereitenden Schriftstücken 

Ja: 11 Nein: 0 Enthaltung: 0 
b. die Tätigkeit von gerichtlich bestellten Sachverständigen, einschließlich der Übersendung 

des Gutachtens an die Beteiligten und das (nicht beteiligte) Jugendamt 

Ja: 10  Nein: 1 Enthaltung: 0 
c. die Tätigkeit eines Verfahrensbeistandes. 

Ja: 7  Nein: 3 Enthaltung: 1 
 

2. Wir regen an, dass der deutsche Gesetzgeber prüft, ob er im Rahmen der Öffnungsklauseln oder 

durch Anpassung der Verfahrensordnungen, insbesondere des FamFG, Abhilfe schaffen kann 

 
Ja: 10 Nein: 0 Enthaltung:1 
 

3. Es wird angeregt, dass die Justizverwaltung einheitliche Vorlagen schafft, mit der die 

Verfahrensbeteiligten und gerichtlich bestellten Sachverständigen ihren nach der DSGVO 

bestehenden Informationspflichten nachkommen können. 

 
Ja: 11 Nein: 0 Enthaltung 0 
 

4. Es wird angeregt, dass die Justizverwaltung einheitliche Vorlagen schafft, mit der die Gerichte ihren 

nach der DSGVO bestehenden Informationspflichten nachkommen können. 

 
Ja: 7  Nein: 1 Enthaltung 3 

 
Protokoll: Socha  

 
 
 

23. Deutscher Familiengerichtstag 
18. – 21. September 2019 

 

AK Nr.:  9 
Thema: Kindschaftsrecht und Datenschutz 
Leitung: Rechtsanwalt Martin Weber, Passau  
  
 

Arbeitskreisergebnis 


